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SCHRIFTLICHE ANFRAGE E-3999/06
von Cecilia Malmström (ALDE)
an die Kommission

Betrifft:Notwendigkeit weiterer Schutzmaßnahmen zur Verhinderung regelwidriger Umsetzung von 
Abkommen der EU mit Drittländern

Die Europäische Gemeinschaft muss bei ihren Handlungen internationales Recht beachten. In ihren 
Vertragsbeziehungen mit Drittländern trägt die Gemeinschaft die Verantwortung für die praktischen 
Konsequenzen aus den von ihr gefassten Beschlüssen bezüglich ihrer Ziele und des von ihr 
vertretbaren Niveaus der Leistungen der staatlichen und nichtstaatlichen Akteure, mit denen sie 
Verträge abschließt. Sie kann keine Verletzung des internationalen Rechts durch einen der Akteure 
billigen. Sie kann nicht wissentlich zulassen, dass ihre einem Dritten durch diese Verträge 
ermöglichten privilegierten Vereinbarungen, Ressourcen oder Möglichkeiten zur Verletzung des 
internationalen Rechts missbraucht werden und muss alle geeigneten Maßnahmen ergreifen, um einen 
derartigen Missbrauch zu verhindern.

Zwei Fälle, die diesbezüglich beide wichtige Fragen aufwerfen, wurden dem Parlament vor kurzem 
vorgelegt. Israel wendet unter Verletzung des internationalen Rechts seine verschiedenen Abkommen 
mit der EU, oft sogar unter Missachtung des Wortlauts der Abkommen, auch in den besetzten 
Gebieten an. Mängel in der gemeinschaftlichen Haushaltskontrolle und bei der Zollverwaltung der EU 
haben zu einer Verletzung des Gemeinschaftsrechts geführt.  Im Februar 2005 haben die EU und 
Israel begonnen, technische Regelungen umzusetzen, die diese Mängel beheben sollten. Jedoch setzt 
Israel weiterhin seine Abkommen mit der EU in einer das internationale Recht verletzenden Weise 
um.

Zum anderen wendet Marokko derzeit unter Verletzung des internationalen Rechts seine Abkommen 
über die Fischereipartnerschaft auch auf die Westsahara und deren Küstengewässer sowie deren 
ausschließliche Wirtschaftszone an. 

Es ist belegt, dass Fischereifahrzeuge aus EU-Mitgliedstaaten gegen Zahlung von Abgaben an 
Marokko in saharanischen Gewässern gefangene Fische angelandet haben. Ist die Kommission der 
Auffassung, dass es sich hierbei um unrechtmäßige Vorgänge oder Fehler handelt, die mit Blick auf 
das Gemeinschaftsrecht behoben werden müssen? 


